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1 Allgemeine Anmerkungen zu den Regelungen zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung 

In dem Entwurf eines Gesetzes für den Bürokratierückbau im Bereich des Bundesministeriums 

des Innern wird die bisherige Regelung zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung (bisher § 25 

Abs. 3 VwVfG) in einen eigenen Paragrafen überführt (§ 25a neu VwVfG). Wie bisher sieht die 

Regelung vor, dass die Behörde in Verwaltungsverfahren des Bundes über Vorhaben, die nicht 

nur unwesentliche Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl von Dritten haben, da-

rauf hinwirkt, dass der Vorhabenträger eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung durchführt.  

Die mit dem Entwurf verbundenen inhaltlichen Änderungen verfolgen insbesondere das Ziel, 

die Möglichkeit zu schaffen, dass Ergebnisse aus einer frühen Öffentlichkeitsbeteiligung ein-

heitlich, standardisiert und maschinenlesbar dokumentiert und damit als abschließend erho-

ben gelten. Mit der im Entwurf des Bürokratierückbaugesetzes vorgesehenen Übermittlung 

des „wesentlichen Inhalts” der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung wird diese Dokumentations-

anforderung erweitert und zugleich ein unbestimmter Rechtsbegriff eingeführt. 

Hintergrund des Gesetzentwurfes ist die im November 2023 in der Ministerpräsidentenkonfe-

renz im „Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung zwischen Bund 

und Ländern“ beschlossene Stärkung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung. Nach der Verein-

barung im Pakt sollen die Länder entsprechend bei den Landesverwaltungsverfahrensgesetzen 

vorgehen. Die Integration des § 25a VwVfG in das Bürokratierückbaugesetz ändert an diesem 
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gesetzgeberischen Hintergrund nichts, führt allerdings zu einer breiteren Einbettung der Vor-

schrift im Rahmen eines umfassenden Vereinfachungspaketes.  

Der BDEW unterstützt grundsätzlich das Ziel der Neuregelung, einen weiteren Schritt in Rich-

tung Digitalisierung des Verwaltungsverfahrens zu gehen. Auch das Anliegen, mithilfe einer 

guten Öffentlichkeitsbeteiligung mehr Akzeptanz für neue Energievorhaben zu schaffen, ist 

seit Langem ein Ziel und tägliches Geschäft der Mitgliedsunternehmen des BDEW. Bei jeder 

gesetzlichen Neuregelung sollten allerdings die Funktion der frühen Öffentlichkeitsbeteili-

gung im Verwaltungsverfahren und die tatsächlichen Möglichkeiten einer Akzeptanzsteige-

rung im Blick behalten werden.  

➢ Auf eine Ausweitung und erhöhte Verbindlichkeit der Anforderungen an die frühe Öf-

fentlichkeitsbeteiligung sollte verzichtet werden. Letztlich ist es im Interesse des Vorha-

benträgers, die Öffentlichkeit in geeigneter Form frühzeitig einzubinden und die Akzep-

tanz zu steigern, um auch ggf. umstrittene Projekte erfolgreich umzusetzen. Eine Infor-

mation und Beteiligung von Betroffenen bereits frühzeitig noch vor Antragstellung kann 

in einigen Fällen dazu führen, mehr Akzeptanz für das Vorhaben zu schaffen. Diese 

Hoffnung erfüllt sich jedoch keinesfalls regelmäßig. Da ein entsprechender Verfahrens-

schritt richtigerweise ohne rechtliche Konsequenz bleibt, muss es auch in Zukunft un-

bedingt in der Entscheidungshoheit des Vorhabenträgers verbleiben, ob und in wel-

chem Umfang sich der zusätzliche personelle, finanzielle und zeitliche Aufwand lohnt. 

Die bereits mit dem § 25 Abs. 3 VwVfG im Jahr … geschaffene Verrechtlichung eines 

entsprechenden Verfahrensschrittes war daher weder erforderlich, noch hat sie aus 

Sicht der BDEW-Mitglieder substanzielle Vorteile in den Verfahren gebracht. Im Gegen-

zug führt die Regelung dazu, dass zusätzlicher Aufwand bei der Behörde entsteht, die 

die „Hinwirkenspflicht“ der Regelung ausfüllen muss. Der Vorhabenträger ist, um eine 

rechtskonforme frühe Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen, gehalten, seine im We-

sentlichen der Öffentlichkeitsarbeit dienenden Maßnahmen an den Vorgaben des 

VwVfG zu orientieren, rechtliche Prüfungen zu veran-

lassen und Berichte zu schreiben, obwohl die frühe 

Öffentlichkeitsbeteiligung im weiteren Verfahren zu 

Recht ohne rechtliche Folgen bleibt und die Regelung daher rein empfehlenden Charak-

ter hat. Die Anpassung der Regelung verursacht insofern sogar zusätzlich einen Mehr-

aufwand. Echter Bürokratierückbau würde daher letztlich eine Streichung der Regelun-

gen zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung erfordern.  

➢ In vielen Verfahren führen die BDEW-Mitgliedsunternehmen eine frühzeitige Unterrich-

tung durch. Dabei erfüllen die Vorhabenträger in der Regel die Anforderungen auch des 

neuen § 25a VwVfG-E in der Praxis bereits jetzt regelmäßig. Allerdings werden die 
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Beteiligungen unbürokratischer gehandhabt, als es die Neuregelung vorsieht. So wer-

den bspw. freiwillige Infoveranstaltungen in betroffenen Gemeinden angeboten. Diese 

Formen der Information und Beteiligung sollten unbedingt auch weiter den Anforde-

rungen des VwVfG genügen.  

➢ Aus der Sicht eines Vorhabenträgers ist es richtig, dass die konkrete Form der frühen 

Öffentlichkeitsbeteiligung dem Vorhabenträger oder dem Projektentwickler überlassen 

ist. Daher ist eine gesetzliche Normierung nicht erforderlich. Der bisherige Text des 

§ 25 Abs. 3 VwVfG lässt in diesem Sinne richtigerweise Art und Umfang der Unterrich-

tung durch den Vorhabenträger weitgehend offen. Mit der vorgeschlagenen Neurege-

lung würde die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung stärker formalisiert. Dass die Neu-

gestaltung der Norm innerhalb eines Bürokratierückbaugesetzes erfolgt, verstärkt 

diesen Widerspruch. Während das Gesetzespaket insgesamt Entlastungen bewirken 

soll, führt § 25a VwVfG-E zusätzliche Dokumentations- und Abgrenzungspflichten ein. 

➢ Daneben birgt die neue Regelung auch die Gefahr neuer Rechtsunsicherheiten. Unklar 

ist vor allem, angesichts der Zielformulierung im Pakt, die frühe Öffentlichkeitsbeteili-

gung zu stärken, ob mit der Neustrukturierung der Regelung letztlich auch eine Ver-

schärfung gewollt ist.  

Kritisch sind unter diesen Aspekten die folgenden Punkte:  

2 Verschärfung des Zeitpunktes der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung vermeiden 

Durch § 25a Abs. 1 S. 1 VwVfG-E wird der Zeitpunkt der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung ver-

schärft. Anders als in der bisherigen Fassung, wonach die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 

„möglichst bereits vor Stellung eines Antrages stattfinden“ sollte, legt der Entwurfstext jetzt 

nahe, dass sie nun regelmäßig vor Antragstellung stattfinden muss. Durch die Verschärfung 

des Zeitpunktes werden solche Fälle der Praxis nicht berücksichtigt, in denen sich das Erfor-

dernis einer frühen Öffentlichkeitsbeteiligung überhaupt erst nach Antragstellung herausstellt, 

etwa wenn Vorhabenträger und Behörde unterschiedliche Auffassung dazu haben, ob das 

Vorhaben nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf Dritte haben kann (z. B., wenn man 

diese Bewertung an das Ergebnis einer durchgeführten UVP-VP knüpft).  

Zwar ist die Motivation, die Durchführung einer frühen Öffentlichkeitsbeteiligung auf den Zeit-

raum vor der Antragstellung zu begrenzen, aus Gesichtspunkten der Klarheit und der Zweck-

haftigkeit ersichtlich. Unter dem Gesichtspunkt der Akzeptanzförderung ist die frühe Öffent-

lichkeitsbeteiligung nach Stellung des Antrages nicht der ideale Zeitpunkt. Allerdings werden 

durch die Verschärfung des Zeitpunktes solche Fälle der Praxis nicht berücksichtigt, in denen 

sich das Erfordernis einer solchen frühen Öffentlichkeitsbeteiligung überhaupt erst nach 
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Antragstellung herausstellt, etwa wenn Vorhabenträger und Behörde unterschiedliche Auffas-

sung dazu haben, ob das Vorhaben nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf Dritte haben 

kann (z. B., wenn man diese Bewertung an das Ergebnis einer durchgeführten UVP-VP knüpft). 

Die Möglichkeit einer späteren frühen Öffentlichkeitsbeteiligung sollte daher zumindest nicht 

kategorisch ausgeschlossen werden. Hier geht es auch darum, Flexibilitäten in der Praxis zu 

erhalten und nicht einzuengen. 

Daher ist es nach Einschätzung des BDEW sinnvoller, die alte Formulierung „möglichst vor An-

tragstellung“ beizubehalten. 

Lösungsvorschlag: 

(1) Die Behörde wirkt darauf hin, dass der Träger bei der Planung von Vorhaben, die nicht nur 

unwesentliche Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl von Dritten haben können, 

bereits frühzeitig, vor möglichst vor Stellung des Antrages, die betroffene Öffentlichkeit betei-

ligt (frühe Öffentlichkeitsbeteiligung).  

 

3 Übermittlung des „wesentlichen Inhalts“ streichen  

§ 25a Abs. 3 S. 1 VwVfG-E verlangt, dass nicht mehr nur das Ergebnis der frühen Öffentlich-

keitsbeteiligung durch den Vorhabenträger an die Behörde übermittelt werden soll, sondern 

darüberhinausgehend auch deren „wesentlicher Inhalt“. Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 

soll ausweislich der Entwurfsbegründung zwei wesentlichen Zwecken dienen:  

- Sie soll dem Vorhabenträger ermöglichen, seinen eigenen Antrag zu optimieren und 

- sie soll der zuständigen Behörde die erforderliche eigene Amtsermittlung erleichtern. 

Obwohl der „wesentliche Inhalt“ der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung grundsätzlich diese 

Ziele befördern kann, führt die Pflicht zu seiner Übermitt-

lung zu einer unangemessenen Belastung, weil sie den Vor-

habenträger zwingt, bereits in einem rechtlich folgenlosen, 

informellen Stadium eine quasi förmliche Dokumentations- und Bewertungstätigkeit zu er-

bringen. Die Ermittlung des „wesentlichen Inhalts“ erfordert eine systematische Auswertung, 

Strukturierung und verdichtende Darstellung sämtlicher Beiträge der Öffentlichkeit. Diese Tä-

tigkeit entspricht einem prüfenden und bewertenden Arbeitsschritt, der typischerweise erst 

im förmlichen Antrags- und Ermittlungsverfahren anfällt. Da der Begriff des „wesentlichen In-

halts“ zudem unbestimmt ist, entsteht für Vorhabenträger ein Risiko falsch verstandener 

Pflichten. Aus Vorsicht wird in der Praxis dann häufig zu viel dokumentiert – was die Belastung 

weiter erhöht, ohne dass dies den Verfahrenszweck fördert. Damit entsteht eine 
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unangemessene Belastung ohne verfahrensrechtlichen Mehrwert. Vor diesem Hintergrund ist 

nicht nachvollziehbar, warum die Mitteilung um „wesentliche Inhalte“ der frühen Öffentlich-

keitsbeteiligung ergänzt werden soll. Daher sollte diese Ergänzung nach Ansicht des BDEW ge-

strichen werden. 

4 Form der Bekanntgabe beibehalten 

Um weitere Unklarheiten und unnötigen Aufwand zu vermeiden, schlägt der BDEW zudem 

vor, im § 25a Abs. 3 VwVfG-E einerseits klarzustellen, dass die Übermittlung des Ergebnisses 

der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in einem elektronischen Format ausschließlich bei der 

Behörde gelten soll. Andererseits muss auch die geübte Praxis der Mitteilung durch Übermitt-

lung des Antrages an die Behörde und durch Offenlegung der Antragsunterlagen Berücksichti-

gung finden. 

Bisher regelte § 25 Abs. 3 S. 4 VwVfG, dass das Ergebnis der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung 

der Öffentlichkeit sowie der Behörde spätestens mit Antragstellung mitgeteilt werden soll. 

Dies ermöglichte, dass durch Stellung des Antrages die Ergebnisse der frühen Öffentlichkeits-

beteiligung mitgeteilt werden konnten und die Öffentlichkeit dies im Rahmen der Offenlage 

des Antrages einsehen und überprüfen konnte.  

Demgegenüber teilt der § 25a Abs. 3 VwVfG-E die „Übermittlung“ des Inhaltes und des Ergeb-

nisses der Beteiligung an die Behörde einerseits und die „Mitteilung“ an die betroffene Öf-

fentlichkeit sprachlich auf. Diese Formulierung suggeriert, dass der Vorhabenträger nun zwei 

separate Handlungen vornehmen muss, um den Anforde-

rungen des § 25a Abs. 3 VwVfG-E gerecht zu werden. Ist der 

Entwurf so zu verstehen, dass der Vorhabenträger der Öf-

fentlichkeit durch eine eigenständige Mitteilung das Ergebnis der Beteiligung übermitteln 

muss, stellt sich das Problem, in welcher Art und Weise dies zu erfolgen hat.  

Das führt zu weiteren Unklarheiten: Aus dem Entwurf geht nicht eindeutig hervor, in welcher 

Form die Ergebnisse der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung der Öffentlichkeit mittgeteilt wer-

den sollen. Sinnvoll wäre es aus Sicht des BDEW, wenn sich die Öffentlichkeit im Rahmen der 

formellen Öffentlichkeitsbeteiligung informieren kann. Eine entsprechende Klarstellung sollte 

im Gesetzestext aufgenommen werden.  

Der BDEW schlägt folgende Anpassungen vor: 

Formulierungsvorschlag:  

(3) Der Vorhabenträger soll den wesentlichen Inhalt und das abschließende Ergebnis der frü-

hen Öffentlichkeitsbeteiligung  
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1. in einem verkehrsüblichen elektronischen Format unverzüglich, spätestens mit der Antrag-

stellung, an die Behörde übermitteln und  

2. der betroffenen Öffentlichkeit mitteilen. Die Mitteilung kann durch die Offenlegung des 

Antrages erfolgen. 

(…) 

 

5 Eingrenzung des Anwendungsbereiches der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung  

Der BDEW empfiehlt aus Rechtssicherheitsgründen und aus Gründen der Verfahrensökonomie 

den Anwendungsbereich deutlicher einzugrenzen. 

Der auch bislang uneindeutige Anwendungsbereich der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 

durch den neuen § 25a VwVfG-E nicht konkretisiert. Nach § 25 Abs. 3 VwVfG und nach dem 

diesbezüglich gleichlautenden § 25a Abs. 1 VwVfG-E soll die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 

bei Vorhaben möglich sein, „deren Auswirkungen nicht unwesentlich für die Belange einer 

größeren Zahl von Dritten sein könnten“. Die Regelung soll schon nach der Gesetzesbegrün-

dung zu § 25 Abs. 3 VwVfG nur Großvorhaben – etwa planfeststellungspflichtige Vorhaben – 

erfassen. Die Regelung ist allerdings wenig konkret formuliert, so dass in der Praxis immer 

wieder Fragen zum Anwendungsbereich aufkommen. Gerade für die zeitliche und kommuni-

kative Planung der Vorhabenträger ist das hinderlich.  

Eine Eingrenzung sollte zumindest dahingehend erfolgen, die Hinwirkungspflicht der Behörde 

auf eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung mindestens für solche Vorhaben auszuschließen, 

für die es auch keiner formalen Öffentlichkeitsbeteiligung bedarf. Dafür sprechen mehrere 

Gründe: 

 Zum einen wird so der Anwendungsbereich nachvollziehbar eingegrenzt, wodurch so-

wohl Vorhabenträger als auch Behörden abschätzen können, ob eine frühe Öffentlich-

keitsbeteiligung durchgeführt werden kann. Mangels Konkretisierung des Anwendungs-

bereiches können Vorhabenträger derzeit nicht abschätzen, ob sie zur Durchführung ei-

ner frühen Öffentlichkeitsbeteiligung aufgefordert werden könnten.  

 Für die Begrenzung des Anwendungsbereiches sprechen zudem verfahrensökonomische 

Gründe. Das Verfahren würde anderenfalls für Vorhaben unnötig in die Länge gezogen 

und verkompliziert, für die es an den Voraussetzungen für eine formale Öffentlichkeits-

beteiligung mangelt.  
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Formulierungsvorschlag: 

(1) Die Behörde wirkt darauf hin, dass der Träger bei der Planung von Vorhaben, die nicht nur 

unwesentliche Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl von Dritten haben können, 

bereits frühzeitig vor Stellung des Antrages die Betroffenen beteiligt (frühe Öffentlichkeitsbe-

teiligung). Nur unwesentliche Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl von Dritten 

haben insbesondere solche Vorhaben, für die kein formelles Beteiligungsverfahren erforder-

lich ist.  

 

 

 


